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EU Vergaberecht
Mittelständler sollen besser an öffentliche Aufträge kommen

Brüssel/Stuttgart. Auf mindestens zwan-
zig Milliarden Euro jährlich schätzt die
Kommission die Einsparpotenziale bei
EU-Vergaben. Das ist gewaltig, wenn
man bedenkt, dass die 27 Mitgliedsstaa-
ten im Jahr 2009 Aufträge im Wert von
rund 420 Milliarden Euro vergeben
haben. Angesichts der aktuellen Haus-
haltszwänge müsse eine wirksame
öffentliche Auftragsvergabe für alle
Mitgliedsstaaten Priorität haben, for-
derte der für das EU-Vergaberecht
zuständige Kommissar, Michel Barnier.
Vergabestellen erhalten mehr Spiel-
räume bei Verhandlungen
Als primäre Reformziele des EU-Verga-
berechts nannte Barnier die Vereinfa-
chung und Flexibilisierung der Regeln
und Verfahren. So schlägt er etwa vor,
den Vergabestellen mehr Spielräume bei
Verhandlungen mit den bietenden
Unternehmen einzuräumen.  Dies
erlaube ihnen eine besser an ihre
Bedürfnisse angepasste Beschaffung
von Lieferungen und Dienstleistungen
zum besten Preis, so der Kommissar.
Solche Verhandlungsverfahren hält
Volkmar Wagner längst für überfällig.
„In der Industrie wird am Ende eigent-
lich immer noch einmal mit dem Bieter
über den Preis verhandelt“, sagt der
Vergaberechtsexperte von CMS Hasche
Sigle. Das sei nach deutschem Vergabe-
recht für öffentliche Auftraggeber bis-

lang aber nicht möglich. Das sei nicht zu
verstehen, so Wagner.
Einsparpotenziale sieht die EU bei der
elektronischen Auftragsvergabe. Inner-
halb eines Übergangszeitraums von
zwei Jahren sollen sämtliche Vergabe-
verfahren auf eine ausschließlich elek-
tronische Kommunikation umgestellt
werden, fordert sie. Das umfasst,
Bekanntmachungen in elektronischer
Form zu übermitteln, die Auftragsunter-
lagen elektronisch verfügbar zu machen
und die „E-Submission“, bei der Bieter
Angebote elektronisch einreichen kön-
nen.
Während die Landesbehörden in Baden-
Württemberg die elektronische Vergabe
bereits praktizieren, ist man bei den
Kommunen eher skeptisch. „Mit dem
Thema kommt man noch schwer an die
Kommunen ran“, sagt Dietmar Ruf,
Vergaberechtsexperte beim Gemeinde-
tag Baden-Württemberg. „Wenn es nur
elektronische Ausschreibungen geben
würde, wäre das machbar, aber solange
es auch Papier gibt, ist das von den
Kommunen schwer zu bewältigen.“
Entgegen früherer Absichten will die
EU-Kommission nun umwelt- und sozi-
alpolitische Kriterien doch nicht ver-
pflichtend machen. Der binnenmarktpo-
litische Sprecher der Konservativen im
Europaparlament, Andreas Schwab
(CDU), begrüßte dies und fordert sol-

che „vergabefremden Kriterien mög-
lichst umfassend auszuschließen“. Sie
sollten auf freiwilliger Basis in Betracht
gezogen werden können.
Einzelnachweise zur Eignung eines
Bieters nicht mehr zwingend
Zu den Reformvorschlägen der EU
gehört auch, kleinen und mittleren
Unternehmen die Teilnahme an EU-wei-
ten Ausschreibungen zu erleichtern. So
sollen etwa die Unterlagen, die sie bei
den Behörden einreichen müssen, abge-
speckt werden. Künftig sollen sie bei
den Vergabestellen lediglich noch eine
Selbsterklärung abgeben müssen. Bloß
der Bieter, der den Zuschlag erhält,
muss dann die nötigen Eignungsnach-
weise erbringen. Vergaberechtler Wag-
ner hält das für sinnvoll. „Es ist gut,
wenn nicht alle Bieter beim Finanzamt
oder Sozialversicherungsträger die nöti-
gen  Besche in igungen  beso rgen
müssen“, sagt er. Außerdem sollen
öffentliche Auftraggeber zur Prüfung
der finanziellen Leistungsfähigkeit von
Bietern keinen Mindestumsatz mehr
verlangen dürfen, der das Dreifache des
voraussichtlichen Auftragswerts über-
steigt. Auch das verringert die Hürden
für Mittelständler, ein Gebot abzugeben.
Kommentar auf Seite 2.

Wörter: 449

© 2011 PMG Presse-Monitor GmbH


